
 
 
 

 
 

Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung 
 
 
 
 
 
Die Dienstleistungs-Informationpflichten-Verordnung bürdet 
Dienstleistungserbringern umfangreiche Informationspflichten auf. 

 
Wieder einmal hat der Verordnungsgeber sich Etwas einfallen lassen, 
das nicht nur für Architekten und Ingenieure von Bedeutung ist und 
Beachtung finden sollte. Seit dem 17. Mai 2010 ist die Dienstleistungs-
Informationspflichten-Verordnung (DL-InfoV) in Kraft, die Vorgaben der  
EU-Dienstleistungsrichtlinie umsetzt. Sie richtet sich an alle Dienstleistungs-
erbringer und damit grundsätzlich auch an freiberufliche Architekten, 
Ingenieure sowie Sachverständige. Die DL-InfoV verlangt von den Dienst-
leistungserbringern umfangreichere Informationspflichten als bisher. 
 
Dabei ist grundsätzlich zwischen Informationen, die dem Auftraggeber stets 
zur Verfügung zu stellen sind, und solchen, die nur auf Anfrage mitzuteilen 
sind, zu unterscheiden. Zu den ständig bereit zu haltenden und von sich aus 
mitzuteilenden Informationen vor Abschluss eines schriftlichen Vertrages oder 
vor Erbringung einer Dienstleistung gehören unter anderem auch Angaben, 
die bereits nach § 5 des Telemediengesetzes als „Impressum“ bekannt zu 
machen sind. Darüber hinaus müssen ungefragt aber auch Angaben zur 
Berufshaftpflichtversicherung sowie der zugehörigen Kammer gemacht und 
unter anderem die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer angegeben werden. 
Für die Aufzählung weiterer Informationspflichten lohnt sich ein Blick in § 2  
(1) DL-InfoV (www.gesetze-im-internet.de/dlinfov/BJNR026700010.html).  
 
Auf Anfragen müssen dem Auftraggeber unter anderem etwaige berufs-
rechtliche Regelungen zugänglich gemacht und Angaben zu direkten 
Verbindungen mit anderen Personen, mit denen eine berufliche 
Gemeinschaft besteht, gemacht werden (§3 (1) DL-InfoV). Außerdem muss 
der Dienst-leistungserbringer vor Vertragsschluss oder Leistungserbringung 
in klarer und verständlicher Form über den Preis seiner Tätigkeit informieren 
(§4 (1) DL-InfoV). 
 
Hält man sich nicht daran, droht die Verhängung eines Bußgeldes und wegen 
eines Verstoßes gegen das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
eventuell eine Abmahnung, die sogar zu einer Unterlassungsklage führen 
kann.  
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Fazit: Sofern der Auftragnehmer über eine Homepage verfügt, sollte diese 
aktualisiert werden. Die erforderlichen Informationen müssen aber nicht 
unbedingt im Internet zur Verfügung gestellt werden. Es kommt vielmehr auf 
eine entsprechende Mitteilung vor Vertragsschluss bzw. vor 
Leistungserbringung an. Diese kann auch individuell erfolgen, wobei dann die 
vorvertragliche Aufklärung des Vertragspartners nachweislich dokumentiert 
werden sollte.  
 
 
 
 
Lena Rath, Rechtsanwältin 
Rath Rechtsanwältinnen, Frankfurt am Main 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Beiträge dienen der generellen Information und wurden nach bestem Wissen verfasst. Für die Richtigkeit und Wiedergabe der Beiträge wird keine Gewähr übernommen. 
Die in diesem Informationsdienst veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte zur Vervielfältigung und Verbreitung sind den Verfassern vorbehalten. 


